Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 878 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs einer 
Bundesrechtsanwaltsordnung 
— Drucksachen 120, 778 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) — Drucksache 778 — bis auf die folgenden 

Änderungen: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 20 

Entscheidung über den Antrag 

(1) Über den Antrag auf Zulassung zur Rechts- 
anwaltschaft entscheidet die Landesjustizverwaltung. 

(2) Vor der Entscheidung holt die Landesjustiz- 
verwaltung von dem Vorstand der Rechtsanwalts- 
kammer, in deren Bezirk der Bewerber zugelassen 
werden will (§ 30), ein Gutachten ein. In dem Gut- 
achten soll zu allen Versagungsgründen, die in der 
Person des Bewerbers vorliegen können, gleichzei- 
tig Stellung genommen werden. 

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer soll 
das Gutachten unverzüglich erstatten. Kann er das 
Gutachten nicht innerhalb von drei Monaten vor- 
legen, so hat er der Landesjustizverwaltung die 
Hinderungsgründe rechtzeitig mitzuteilen. 

(4) Die Landesjustizverwaltung kann annehmen, 
daß der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Ver- 
sagungsgründe nicht vorzubringen habe, wenn er 
innerhalb von drei Monaten weder das Gutachten 
erstattet noch Hinderungsgründe mitgeteilt hat. 

§ 22 

Aussetzung des Zulassungsverfahrens 

(1) Die Entscheidung über den Antrag auf Zu- 
lassung zur Rechtsanwaltschaft kann ausgesetzt 
werden, wenn gegen den Bewerber wegen des 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 20 

Entscheidung über den Antrag 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer soll 
das Gutachten unverzüglich erstatten. Kann er das 
Gutachten nicht innerhalb von zwei Monaten vor- 
legen, so hat er der Landesjustizverwaltung die 
Hinderungsgründe rechtzeitig mitzuteilen. 

(4) Die Landesjustizverwaltung kann annehmen, 
daß der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Ver- 
sagungsgründe nicht vorzubringen habe, wenn er 
innerhalb von zwei Monaten weder das Gutachten 
erstattet noch Hinderungsgründe mitgeteilt hat. 

§ 22 

Aussetzung des Zulassungsverfahrens 

(1) unverändert 
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Verdachts einer strafbaren Handlung ein Ermitt- 
lungsverfahren oder ein strafgerichtliches Verfahren 
schwebt. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag ist auszu- 
setzen, wenn gegen den Bewerber die öffentliche 
Klage wegen einer strafbaren Handlung, welche die 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur 
Folge haben kann, erhoben ist. 

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer soll 
das Gutachten unverzüglich erstatten. Kann er das 
Gutachten nicht innerhalb von drei Monaten vor- 
legen, so hat er der Landesjustizverwaltung die 
Hinderungsgründe rechtzeitig mitzuteilen. 

§ 30 

Lokalisierung 

(1) Jeder Rechtsanwalt muß bei einem bestimm- 
ten Gericht zugelassen sein. 

(2) Die erste Zulassung bei einem Gericht wird 
zugleich mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
erteilt. 

(3) Der Rechtsanwalt kann auf die Rechte aus der 
Zulassung bei einem Gericht nur verzichten, um bei 
einem anderen Gericht zugelassen zu werden. 

§ 37 

Ausschließlichkeit der Zulassung 
bei dem Oberlandesgericht 

Der bei einem Oberlandesgericht zugelassene 
Rechtsanwalt darf nicht zugleich bei einem anderen 
Gericht zugelassen sein. 


§ 40 

Zweigstelle und Sprechtage 

(1) Der Rechtsanwalt darf weder eine Zweigstelle 
einrichten noch auswärtige Sprechtage abhalten. Die 
Landesjustizverwaltung kann dies jedoch gestatten, 
wenn es nach den örtlichen Verhältnissen im Inter- 
esse einer geordneten Rechtspflege dringend gebo- 
ten erscheint. Der Vorstand der Rechtsanwalts- 
kammer ist vorher zu hören. 

(2) Die Erlaubnis kann widerrufen werden. Vor 
dem Widerruf sind der Rechtsanwalt und der Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(3) Der Bescheid, durch den die Erlaubnis versagt 
oder widerrufen wird, ist mit Gründen zu versehen. 
Er ist dem Rechtsanwalt zuzustellen. Gegen einen 
solchen Bescheid kann der Rechtsanwalt innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung bei dem Ehren- 
gerichtshof für Rechtsanwälte den Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung stellen. Zuständig ist der 


Beschlüsse des Bundestages 
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(2) unverändert 


(3) über den Antrag auf Zulassung zur Rechtsan- 
waltschaft ist jedoch zu entscheiden, wenn er bereits 
unbeschadet des Ergebnisses des Ermittlungsverfah- 
rens oder des Ausganges des straf gerichtlichen Ver- 
fahrens abzulehnen ist. 

§ 30 

Lokalisierung 

(1) Jeder Rechtsanwalt muß bei einem bestimm- 
ten Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit zuge- 
lassen sein. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 37 

Ausschließlichkeit der Zulassung 
bei dem Oberlandesgericht 

(1) Der bei einem Oberlandesgericht zugelassene 
Rechtsanwalt darf nicht zugleich bei einem anderen 
Gericht zugelassen sein. 

(2) Der bei einem Oberlandesgericht zugelassene 
Rechtsanwalt darf sich mit dem bei einem Amts- 
oder Landgericht zugelassenen Rechtsanwalt nicht 
zur gemeinsamen Berufsausübung oder zu einer 
Bürogemeinschaft zusammenschließen. 

§ 40 

Zweigstelle und Sprechtage 

(1) Der Rechtsanwalt darf weder eine Zweigstelle 
einrichten noch auswärtige Sprechtage abhalten. Der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer kann dies je- 
doch gestatten, wenn es nach den örtlichen Verhält- 
nissen im Interesse einer geordneten Rechtspflege 
dringend geboten erscheint. 

(2) Die Erlaubnis kann widerrufen werden. Vor 
dem Widerruf ist der Rechtsanwalt zu hören. 

(3) unverändert 
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Ehrengerichtshof bei dem Oberlandesgericht, in 
dessen Bezirk der Rechtsanwalt zugelassen ist. 

§ 41 

Ausnahmen von der Residenzpflicht 

(1) Im Interesse der Rechtspflege oder zur Ver- 
meidung von Härten kann die Landesjustizverwal- 
tang einen Rechtsanwalt von den Pflichten des § 39 
befreien. 

(2) Bevor die Befreiung erteilt wird, ist der Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. 

(3) Die Befreiung kann widerrufen werden, wenn 
es im Interesse einer geordneten Rechtspflege er- 
forderlich ist. Vor dem Widerruf sind der Rechts- 
anwalt und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören. 

(4) Der Bescheid, durch den ein Antrag auf Be- 
freiung abgelehnt oder eine Befreiung nur unter 
Auflagen erteilt oder eine Befreiung widerrufen 
wird, ist mit Gründen zu versehen. Er ist dem Rechts- 
anwalt zuzustellen. Gegen einen solchen Bescheid 
kann der Rechtsanwalt innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung bei dem Ehrengerichtshof für Rechts- 
anwälte den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen. Zuständig ist der Ehrengerichtshof bei dem 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk der Rechts- 
anwalt zugelassen ist. 

(5) § 23 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 43 

Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte 

(1) Bei jedem Gericht wird eine Liste der bei ihm 
zugelassenen Rechtsanwälte geführt. 

(2) Der Rechtsanwalt wird in die Liste eingetra- 
gen, nachdem er vereidigt ist (§ 38), seinen Wohn- 
sitz genommen und eine Kanzlei eingerichtet hat 
(§ 39). Ist der Rechtsanwalt von den Pflichten des 
§ 39 befreit worden (§ 41 Abs. 1), so wird er einge- 
tragen, sobald er vereidigt ist. 

(3) In der Liste sind der Zeitpunkt der Zulassung 
und der Vereidigung, der Wohnsitz und die Kanzlei 
des Rechtsanwalts sowie die Erlaubnis, auswärtige 
Sprechtage abzuhalten oder eine Zweigstelle ein- 
zurichten, zu vermerken. In den Fällen des § 41 
Abs. 1 wird der Inhalt der Befreiung vermerkt. 

(4) Der Rechtsanwalt erhält über seine Eintragung 
in die Liste eine Bescheinigung. 

(5) Verlegt der Rechtsanwalt seinen Wohnsitz 
oder seine Kanzlei, so hat er dies der Landesjustiz- 
verwaltung und dem Gericht, bei dem er zugelassen 
ist, zur Eintragung in die Liste unverzüglich anzu- 
zeigen. 

§ 45 

Wechsel der Zulassung 

(1) Der Rechtsanwalt kann auf seinen Antrag bei 
einem anderen Gericht zugelassen werden, wenn 


Beschlüsse des Bundestages 
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§ 41 

Ausnahmen von der Residenzpflicht 

(1) Im Interesse der Rechtspflege oder zur Ver- 
meidung von Härten kann der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer einen Rechtsanwalt von den Pflich- 
ten des § 39 befreien. 

(2) entfällt 

(3) Die Befreiung kann widerrufen werden, wenn 
es im Interesse einer geordneten Rechtspflege er- 
forderlich ist. Vor dem Widerruf ist der Rechts- 
anwalt zu hören. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 

§ 43 

Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte 

(1) Bei jedem Gericht der ordentlichen Gerichts- 
barkeit wird eine Liste der bei ihm zugelassenen 
Rechtsanwälte geführt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 45 

Wechsel der Zulassung 

(1) Der Rechtsanwalt kann auf seinen Antrag bei 
einem anderen Gericht der ordentlichen Gerichts- 
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er auf die Rechte aus der bisherigen Zulassung ver- 
zichtet. Der Verzicht ist der Landesjustizverwaltung 
gegenüber, welche die Zulassung erteilt hat, schrift- 
lich zu erklären. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf ander- 
weitige Zulassung kann ausgesetzt werden, wenn 
gegen den Rechtsanwalt ein ehrengerichtliches Ver- 
fahren, ein Ermittlungsverfahren wegen des Ver- 
dachts einer strafbaren Handlung oder ein straf- 
gerichtliches Verfahren schwebt. 

(3) entfällt. 

(4) Der Antrag kann nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil der Rechtsanwalt die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft in einem anderen deutschen Land 
erhalten hat. 

(5) Die bisherige Zulassung (§ 30 Abs. 1) wird 
von der Landesjustizverwaltung, die sie erteilt hat, 
erst zurückgenommen, wenn der Rechtsanwalt bei 
dem anderen Gericht zugelassen ist. 

§ 67 

Bestellung eines Abwicklers der Kanzlei 

(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann die 
Landesjustizverwaltung einen Rechtsanwalt oder 
eine andere Person, welche die Fähigkeit zum Rich- 
teramt erlangt hat, zum Abwickler der Kanzlei be- 
stellen. Vor der Bestellung ist der Präsident der 
Rechtsanwaltskammer zu hören. Der Abwickler soll 
höchstens auf die Dauer eines Jahres bestellt wer- 
den. 

(2) Dem Abwickler obliegt es, die schwebenden 
Angelegenheiten abzuwickeln. Er führt die laufen- 
den Aufträge fort; innerhalb der ersten sechs Monate 
ist er auch berechtigt, neue Aufträge anzunehmen. 
Ihm stehen die anwaltlichen Befugnisse zu, die der 
verstorbene Rechtanwalt hatte. Der Abwickler gilt 
für die schwebenden Angelegenheiten als von der 
Partei bevollmächtigt, sofern diese nicht für die 
Wahrnehmung ihrer Rechte in anderer Weise ge- 
sorgt hat. Er hat seine Bestellung dem Gericht anzu- 
zeigen, bei dem der verstorbene Rechtsanwalt zu- 
gelassen war. 

(3) Der Abwickler ist auf eigene Rechnung tätig. 
Ihm stehen die Gebühren und Auslagen zu, soweit 
sie noch nicht vor seiner Bestellung erwachsen sind. 
Er muß sich jedoch die an den verstorbenen Rechts- 
anwalt gezahlten Vorschüsse anrechnen lassen. Ab- 
weichende Vereinbarungen bedürfen der Genehmi- 
gung des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer. 

(3a) Der Abwickler ist berechtigt, Kostenforde- 
rungen des verstorbenen Rechtsanwalts im eigenen 
Namen für Rechnung der Erben geltend zu machen. 

(4) Die Bestellung kann widerrufen werden. 

(5) Ein Abwickler kann auch für die Kanzlei eines 
früheren Rechtsanwalts bestellt werden, dessen Zu- 
lassung zur Rechtsanwaltschaft erloschen oder zu- 
rückgenommen ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

barkeit zugelassen werden, wenn er auf die Rechte 
aus der bisherigen Zulassung verzichtet. Der Ver- 
zicht ist der Landesjustizverwaltung gegenüber, 
welche die Zulassung erteilt hat, schriftlich zu er- 
klären. 

(2) unverändert 


(3) entfallt 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 67 

Bestellung eines Abwicklers der Kanzlei 

(1) Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer einen Rechtsan- 
walt oder eine andere Person, welche die Fähigkeit 
zum Richteramt erlangt hat, zum Abwickler der 
Kanzlei bestellen. Der Abwickler soll höchstens auf 
die Dauer eines Jahres bestellt werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(3a) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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§ 86 

Aufgaben des Vorstandes 

(1) Der Vorstand hat die ihm durch Gesetz zuge- 
wiesenen Aufgaben zu erfüllen. Er hat die Belange 
der Kammer zu wahren und zu fördern. 

(2) Dem Vorstand obliegt insbesondere, 

1. die Mitglieder der Kammer in Fragen der 
Berufspflichten zu beraten und zu be- 
lehren; 

2. auf Antrag bei Streitigkeiten unter den 
Mitgliedern der Kammer zu vermitteln; 

3. auf Antrag bei Streitigkeiten zwischen 
Mitgliedern der Kammer und ihren Auf- 
traggebern zu vermitteln; 

4. die Erfüllung der den Mitgliedern der 
Kammer obliegenden Pflichten zu über- 
wachen und das Recht der Rüge zu hand- 
haben; 

5. Rechtsanwälte für die Ernennung zu Mit- 
gliedern des Ehrengerichts und des Ehren- 
gerichtshofes vorzuschlagen; 


6. der Versammlung der Kammer über die 
Verwaltung des Vermögens jährlich Rech- 
nung zu legen; 

7. entfällt 

8. Gutachten zu erstatten, die eine Landes- 
justizverwaltung, ein Gericht oder eine 
Verwaltungsbehörde des Landes anfor- 
dert; 

9. bei der Ausbildung der Referendare mit- 
zuwirken; 

10. die anwaltlichen Mitglieder der juristi- 
schen Prüfungsausschüsse vorzuschlagen. 

(3) Der Vorstand kann die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Aufgaben einzelnen Mitgliedern des 
Vorstandes übertragen. 

§ 116 

Ernennung von Rechtsanwälten 
zu Mitgliedern des Ehrengerichtshofes 

(1) Diejenigen Mitglieder des Ehrengerichtshofes, 
die Rechtsanwälte sind, werden von der Landes- 
justizverwaltung für die Dauer von vier Jahren er- 
nannt. 

(2) Für die Ernennung von Rechtsanwälten zu Mit- 
gliedern des Ehrengerichtshofes und für die Stellung 
der anwaltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofes 
gelten §§ 107 und 108 Abs. 1 entsprechend. Für die 
Enthebung vom Amte ist § 108 Abs. 2 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des Ehrenge- 
richtshofes der Erste Zivilsenat des Oberlandes- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 86 

Aufgaben des Vorstandes 

(1) unverändert 


(2) Dem Vorstand obliegt insbesondere, 
1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


5a. Vorschläge gemäß den §§ 120 und 180 
der Bundesrechtsanwaltskammer vorzu- 
legen; 

6. unverändert 

7. entfällt 

8. unverändert 


9. unverändert 

10. unverändert 

(3) unverändert 


§ 116 

Ernennung von Rechtsanwälten 
zu Mitgliedern des Ehrengerichtshofes 

(1) unverändert 


(2) Für die Ernennung von Rechtsanwälten zu Mit- 
gliedern des Ehrengerichtshofes und für die Stellung 
der anwaltlichen Mitglieder des Ehrengerichtshofes 
gelten §§ 107 und 108 Abs. 1 entsprechend. Für die 
Enthebung vom Amte ist § 108 Abs. 2 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des Ehrenge- 
richtshofes der Erste Zivilsenat des Oberlandesge- 
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gerichts tritt. Die anwaltlichen Mitglieder dürfen 
nicht gleichzeitig dem Ehrengericht angehören. 

(2a) In den Fällen der §§ 74 und 113 Abs. 2 
soll die jeweilige Zahl der anwaltlichen Mitglieder 
verhältnismäßig der Mitgliederzahl der einzelnen 
Rechtsanwaltskammern entsprechen. 

(3) Die anwaltlichen Mitglieder erhalten aus der 
Staatskasse für den mit ihrer Tätigkeit verbundenen 
Aufwand eine Entschädigung sowie eine Reise- 
kostenvergütung. Als Aufwandsentschädigung wird 
für jeden Sitzungstag das Eineinhalbfache des in 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte bestimmten Betrages gewährt. Auf 
die Reisekostenvergütung ist § 28 Abs. 1 der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte entsprechend 
anzuwenden. Die Fahrtkosten sind auch dann zu 
ersetzen, wenn der Ehrengerichtshof an dem Ort 
tagt, an dem das anwaltliche Mitglied seinen Wohn- 
sitz hat. 

§ 119 

Besetzung des Senats für Anwaltssachen 

(1) Für Angelegenheiten, die in diesem Gesetz 
dem Bundesgerichtshof zugewiesen sind, wird bei 
dem Bundesgerichtshof ein Senat für Anwalts- 
sachen gebildet. Der Senat gilt, soweit auf das Ver- 
fahren die Vorschriften des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent- 
sprechend anzuwenden sind, als Zivilsenat und, 
soweit für das Verfahren die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung entsprechend gelten, als Strafsenat 
im Sinne der §§ 132 und 136 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes. 

(2) Der Senat besteht aus dem Präsidenten des 
Bundesgerichtshofes und drei Mitgliedern des Bun- 
desgerichtshofes sowie drei Rechtsanwälten als Bei- 
sitzern. Den Vorsitz führt der Präsident des Bundes- 
gerichtshofes oder in seiner Vertretung ein Senats- 
präsident, der nach § 62 Abs. 2 Satz 2, § 131 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes bestimmt wird. 

(3) entiällt 

§ 120 

Rechtsanwälte als Beisitzer 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Rechts- 
anwälte werden von dem Bundesminister der Justiz 
auf die Dauer von vier Jahren berufen. Sie können 
nach Ablauf ihrer Amtszeit wieder berufen werden. 

(2) Die anwaltlichen Beisitzer werden der Vor- 
schlagsliste entnommen, die das Präsidium der 
Bundesrechtsanwaltskammer dem Bundesminister 
der Justiz einreicht. Im übrigen gilt § 107 Abs. 2 
Satz 3 entsprechend. Die Vorschlagsliste soll minde- 
stens die doppelte Zahl von Rechtsanwälten ent- 
halten. 


Beschlüsse des Bundestages 
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richts oder des Obersten Landesgerichts tritt. Die 
anwaltlichen Mitglieder dürfen nicht gleichzeitig 
dem Ehrengericht angehören. 

(2a) unverändert 


(3) unverändert 


§ 119 

Besetzung des Senats für Anwaltssachen 

(1) unverändert 


(2) Der Senat besteht aus dem Präsidenten dets 
Bundesgerichtshofes sowie drei Mitgliedern des Bun- 
desgerichtshofes und drei Rechtsanwälten als Bei- 
sitzern. Den Vorsitz führt der Präsident des Bundes- 
gerichtshofes oder in seiner Vertretung ein Senats- 
präsident, der nach § 62 Abs. 2 Satz 2, § 131 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes beistimmt wird. 

(3) entfällt 

§ 120 

Rechtsanwälte als Beisitzer 

(1) unverändert 


(2) Die anwaltlichen Beisitzer werden der Vor- 
schlagsliste entnommen, die das Präsidium der 
Bundesrechtsanwaltskammer auf Grund von Vor- 
schlägen der Rechtsanwaltskammern dem Bundes- 
mkmster der Justiz einreicht. Im übrigen gilt § 107 
Abs. 2 Satz 3 entsprechend. Die Vorschlagsliste soll 
mindestens die doppelte Zahl von Rechtsanwälten 
enthalten. 
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(3) Scheidet ein anwaltlicher Beisitzer vorzeitig 
aus, so wird für den Rest seiner Amtszeit ein Nach- 
folger berufen. 

(4) Die anwaltlichen Beisitzer werden vor ihrer 
ersten Dienstleistung durch den Vorsitzenden des 
Senats eidlich verpflichtet. Der Eid lautet: 

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die Pflichten eines Beisitzers 
gewissenhaft zu erfüllen und meine Stimme 
nach bestem Wissen und Gewissen abzu- 
geben." 

§ 38 Abs. 2 bis 4 und Abs. 5 Satz 1 und 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 124 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

Die zu Beisitzern berufenen Rechtsanwälte sind zu 
den einzelnen Sitzungen in der Reihenfolge einer 
Liste heranzuziehen, die der Vorsitzende des Senats 
vor Beginn des Geschäftsjahres aufstellt. 


§ 134 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft in den 
Verfahren vor dem Ehrengericht werden von der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht wahr- 
genommen , in dessen Bezirk das Ehrengericht sei- 
nen Sitz hat (§ 133 Abs. 2). 

§ 157 

Berufung 

(1) Gegen das Urteil des Ehrengerichts ist die 
Berufung an den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
zulässig. 

(2) Die Berufung muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urteils bei dem Ehrengericht 
schriftlich eingelegt werden. Ist das Urteil nicht in 
Anwesenheit des Beschuldigten verkündet worden, 
so beginnt für diesen die Frist mit der Zustellung. 

(3) Die Berufung kann nur in einer Beschwerde- 
schrift gerechtfertigt werden. 

(4) Auf das Verfahren sind im übrigen neben 
den Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
Berufung §§ 148, 149, 151 bis 153 dieses Gesetzes 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 158 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Ehrengerichtshof 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft in den 
Verfahren vor dem Ehrengerichtshof werden von 
der Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
wahrgenommen, bei dem der Ehrengerichtshof er- 
richtet ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(3) unverändert 


(4) Die anwaltlichen Beisitzer werden vor ihrer 
ersten Dienstleistung durch den Vorsitzenden des 
Senats eidlich verpflichtet. Der Eid lautet: 

„Ich schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die richterlichen Pflichten ge- 
wissenhaft zu erfüllen und meine Stimme 
nach bestem Wissen und Gewissen abzu- 
geben." 

§ 38 Abs. 2 bis 4 und Abs. 5 Satz 1 und 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 124 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

Die zu Beisitzern berufenen Rechtsanwälte sind zu 
den einzelnen Sitzungen in der Reihenfolge einer 
Liste heranzuziehen, die der Vorsitzende des Senats 

nach Anhörung der beiden ältesten der zu Beisitzern 
berufenen Rechtsanwälte vor Beginn des Geschäfts- 
jahres aufstellt. 

§ 134 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht, 
in dessen Bezirk das Ehrengericht seinen Sitz hat 
(§ 133 Abs. 2), nimmt in den Verfahren vor dem 
Ehrengericht die Aufgaben der Staatsanwaltschaft 

wahr. 

§ 157 

Berufung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die Berufung kann nur schriftlich gerechtfer- 
tigt werden. 

(4) unverändert 


§ 158 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Ehrengerichtshof 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht, 
bei dem der Ehrengerichtshof errichtet ist, nimmt 
in den Verfahren vordem Ehrengerichtshof die Auf- 
gaben der Staatsanwaltschaft wahr. 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 159 

Revision 

(1) Gegen ein Urteil des Ehrengerichtshofes ist 
die Revision an den Bundesgerichtshof zulässig, 

1. wenn das Urteil auf Ausschließung aus 
der Rechtsanwaltschaft lautet; 

2. wenn der Ehrengerichtshof entgegen einem 
Antrag der Staatsanwaltschaft nicht auf 
Ausschließung erkannt hat. 


(2) Im übrigen findet die Revision nur statt, wenn 
sie der Ehrengerichtshof in dem Urteil zugelassen 
hat. Er darf die Revision nur zulassen, wenn er über 
Rechtsfragen oder Fragen der anwaltlichen Berufs- 
pflichten entschieden hat, die von grundsätzlicher 
Bedeutung sind. 


§ 161 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Bundesgerichtshof 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft in den 
Verfahren vor dem Bundesgerichtshof werden von 
dem Generalbundesanwalt wahrgenommen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 159 

Revision 

(1) Gegen ein Urteil des Ehrengerichtshofes ist 
die Revision an den Bundesgerichtshof zulässig, 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. wenn der Ehrengerichtshof sie in dem Ur- 
teil zugelassen hat. 

(2) Der Ehrengerichtshof darf die Revision nur 
zulassen, wenn er über Rechtsfragen oder Fragen 
der anwaltlichen Berufspflichten entschieden hat, 
die von grundsätzlicher Bedeutung sind. 


(3) Die Nichtzulassung der Revision kann selb- 
ständig durch Beschwerde innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Urteils angefochten werden. Die 
Beschwerde ist bei dem Ehrengerichtshof einzulegen. 
In der Beschwerdeschrift muß die grundsätzliche 
Rechtsfrage ausdrücklich bezeichnet werden. 

(4) Die Beschwerde hemmt die Rechtskraft des 
Urteils. 

(5) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so ent- 
scheidet der Bundesgerichtshof durch Beschluß. Der 
Beschluß bedarf keiner Begründung, wenn die Be- 
schwerde einstimmig verworfen oder zurückgewie- 
sen wird. Mit Ablehnung der Beschwerde durch den 
Bundesgerichtshof wird das Urteil rechtskräftig. 
Wird der Beschwerde stattgegeben, so beginnt mit 
Zustellung des Beschwerdebescheides die Revisions- 
frist. 

§ 161 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Bundesgerichtshof 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft in den Ver- 
fahren vor dem Bundesgerichtshof werden von dem 
Generalbundesanwalt wahrgenommen. 


§ 177 

Zuständigkeit des Bundesministers der Justiz 
und des Bundesgerichtshofes 

Soweit nach den Vorschriften des Ersten bis Sie- 
benten Teils dieses Gesetzes der Landesjustizver- 
waltung Aufgaben zugewiesen sind, tritt an deren 
Stelle der Bundesminister der Justiz. An die Stelle 
des Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte tritt der 
Bundesgerichtshof. Die Verrichtungen der Staats- 
anwaltschaft in den ehrengerichtlichen Verfahren 
werden von dem Generalbundesanwalt beim Bun- 
desgerichtshof wahrgenommen. 


§ 177 

Zuständigkeit des Bundesministers der Justiz 
und des Bundesgerichtshofes 

Soweit nach den Vorschriften des Ersten bis Sie- 
benten Teils dieses Gesetzes der Landesjustizver- 
waltung Aufgaben zugewiesen sind, tritt an deren 
Stelle der Bundesminister der Justiz. An die Stelle 
des Ehrengerichtshofes für Rechtsanwälte tritt dei 
Bundesgerichtshof. Der Generalbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof nimmt die Aufgaben der Staats- 
anwaltschaft wahr. 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 

§ 184 

Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 

(1) Uber den Antrag auf Zulassung als Rechts- 
anwalt bei dem Bundesgerichtshof entscheidet der 
Bundesminister der Justiz. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf Zulas- 
sung kann ausgesetzt werden, wenn einer der in 
§ 45 Abs. 2 bezeichneten Gründe vorliegt. 

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer bei 
dem Bundesgerichtshof ist nur dann zu hören, wenn 
gegen die Zulassung Bedenken bestehen. 

(4) Die Zulassung kann, abgesehen von den in 
§ 32 Abs. 2 Nr. 2 und 3 genannten Gründen nur 
dann versagt werden, wenn die in § 180 Abs. 3 
bezeichneten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

§ 240 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Land- und Oberlandesgericht 

(1) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bei einem Oberlandesgericht und einem 
Landgericht zugelassen ist oder bei einem Land- 
gericht zugelassen und bei einem Oberlandesgericht 
aufzutreten berechtigt ist, behält diese Zulassung. 

(2) entfällt 

(3) entfällt 

(4) entfällt 

(5) entfällt 

(6) Die bei den Landgerichten Berlin und Saar- 
brücken zugelassenen Rechtsanwälte können auf 
Antrag gleichzeitig bei dem übergeordneten Ober- 
landesgericht (Kammergericht) zugelassen werden, 
wenn sie fünf Jahre lang bei einem Amtsgericht 
oder Landgericht als Rechtsanwälte zugelassen 
waren. 

(7) In den Fällen der gleichzeitigen Zulassung ist 
§ 39 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 


§ 244 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
1 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 184 

Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Für die Zulassung gelten § 32 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 und § 180 Abs. 3 entsprechend. 


§ 240 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Land- und Oberlandesgericht 

(1) unverändert 


(2) entfällt 

(3) entfällt 

(4) entfällt 

(5) entfällt 

(6) unverändert 


(7) unverändert 

(8) Hat der bei einem Oberlandesgericht zugelas- 
sene Rechtsanwalt sich mit einem bei einem Amts- 
oder Landgericht zugelassenen Rechtsanwalt zur ge- 
meinsamen Berufsausübung oder zu einer Büroge- 
meinschaft zusammengeschlossen, so können diese 
Rechtsanwälte ihre bestehende Zusammenarbeit 
fortführen. Im übrigen gilt der gleichzeitig bei einem 
Oberlandesgericht und bei einem Landgericht zuge- 
lassene Rechtsanwalt als bei dem Oberlandesgericht 
zugelassen. 

§ 244 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1 
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2. § 116 erhält folgende Fassung: 

„§ 116 

(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte 
nicht geboten ist, kann das Prozeßgericht einer 
Partei, der das Armenrecht bewilligt ist, auf 
ihren Antrag einen Rechtsanwalt zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte 
beiordnen , wenn die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt erforderlich erscheint. 

(2) Wird der armen Partei ein Rechtsanwalt 
nach Absatz 1 nicht beigeordnet, so kann ihr 
auf Antrag zur unentgeltlichen Wahrnehmung 
ihrer Rechte ein Referendar oder ein anderer 
Justizbeamter beigeordnet werden. Die hier- 
durch entstehenden baren Auslagen werden von 
der Staatskasse bestritten und als Gerichts- 
kosten in Ansatz gebracht. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den die Bei- 
ordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt wird, 
findet die Beschwerde statt. Eine weitere Be- 
schwerde ist ausgeschlossen." 

3 

§ 250 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1959 in Kraft. 

(2) Die in § 113 vorgesehenen Maßnahmen kön- 
nen jedoch bereits vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getroffen werden. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

2. § 116 erhält folgende Fassung: 

.§ H6 

(1) Insoweit eine Vertretung durch Anwälte 
nicht geboten ist, hat das Prozeßgericht einer 
Partei, der das Armenrecht bewilligt ist, auf 
ihren Antrag einen Rechtsanwalt zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte 
beizuordnen, wenn die Vertretung durch einen 
Rechtsanwalt erforderlich erscheint. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 250 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1 . Juli 1959 in Kraft. 

(2) unverändert 
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